
Jugendliche wählen ab 18. Wir
in den Jugendverbänden wün-
schen uns natürlich, dass Wäh-
len bereits ab 16 möglich ist,
um die demokratischen Rechte
so früh wie möglich zu prakti-
zieren. Wir meinen sogar, dass
von einer vorgezogenen Wahl-
beteiligung ein Demokratie-
schub für die Gesellschaft aus-
gehen könnte.

Wir in den Jugendverbänden
sind alarmiert, wenn Erstwäh-
lerinnen und Erstwähler auch
für menschenrechtsfeindliche
Ideen offen sind und rechtsex-
tremen Parteien ihre Stimmen
geben. Junge Wähler können
den Einfluss rechtsextremer
Parteien aber auch zurück-
drängen, wenn ihr Stimmenpo-
tenzial in die Waagschale
demokratischer Parteien ge-
worfen wird. Jugendverbände
gehen mit diesem Ziel an den
Start.  „Junge Wählerstimmen“
haben es also in der Hand,
durch ihr Engagement und ei-
ne hohe Wahlbeteiligung das
Gewicht rechtsextremer Partei-
en erheblich zu schwächen.

Jugendliche sind mit ihrer Kritik
und in vielen Diskussionen ge-
gen alle demokratiefeindlichen
Tendenzen aktiv. In Jugend-
gruppen wird trainiert, sich mit
rechtsextremen Angeboten als
Gefahr für die eigene Zukunft
auseinanderzusetzen. Jugend-
liche lernen, „rechte“ Modesti-
le, „rechtslastige“ Symbole
und Musik zu entschlüsseln
und zu erkennen,  wenn
Rechtsextreme bei getarnten
Musikfesten und Geburtsfe-
sten gegen die Demokratie
und Minderheiten hetzen.
Rechtsextreme Gruppen spre-
chen insbesondere frustrierte
Jugendliche an, die auf der Su-
che nach Antworten sind. Ju-
gendliche sind eben auch an
einfachen Erklärungen, sozia-
ler Hilfe, gemeinschaftsbilden-
den Erlebnissen oder auch pro-
vozierenden Kleidungscodes
interessiert.

Jugendliche sind durch rechte
Angebote erlebter Kamerad-
schaft, mit aggressiven Schu-
lungen und bei heimeligen
Sport- und Freizeitlagern nur
allzu schnell faszinierbar. Auf
Schulhöfen machen rechtsex-
treme CD‘s die Runde.

Die demokratisch engagierte
Jugendverbandsarbeit ist hier
mit ihren Alternativen zur Par-
tizipation als gelebter Demo-
kratie im Alltag gefordert.
Rechtsextreme provozieren mit
massenhaften Auftritten von
jungen Leuten. Neonazis de-
monstrieren in gleichförmigen
Poweraufmärschen mit bruta-
len Zeichen und Codes, verbo-
tener Musik sowie rechtsorien-
tiertem Identifikationsoutfit
und Modemarken wie Lonsda-
le und Pitbull.

Rechtsextremismus forciert
immer wieder menschenver-
achtende Bilder, z.B. durch Ha-
kenkreuzschmierereien, frem-
denfeindliche Witze, umge-
stürzte Grabsteine auf jüdi-
schen Friedhöfen und die
Leugnung des Holocaust.
Rechtsextremisten wollen Ju-
gendliche mit ihrem Hass und
ihrer Verachtung von Anderen
durch Gewalt, Rassismus und
Antisemitismus vergiften.
Extremismus gefährdet das de-
mokratische Miteinander mit
tausenden als rechtsextrem
eingestuften Straftaten. Wäh-
rend in der Öffentlichkeit
Rechtsextremismus noch viel
zu häufig als harmlos und nor-
mal betrachtet wird, sind z.B.
ehrenamtliche Jugendleiter in
den Jugendverbänden ent-

setzt, wenn rechtsextremisti-
sche Akteure gewalttätig und
menschenfeindlich im Alltag
agieren.
Jugendliche in Jugendverbän-
den diskutieren diese Entwick-
lung mit Politikern kritisch und
laden zur Auseinandersetzung
ein, wo Jugendarbeit spannen-
de Gemeinschaftsangebote
macht und zeigt, wie  jugend-
politische Interessenvertre-
tung gegen rechtsextreme Ten-
denzen wirksam ist.

Jugendverbände fragen mit der
Politik, wie rechtsextreme Ten-
denzen dennoch immer wieder
„nachwachsen“, während Ju-
gendliche in der Demokratie
Respekt und Freiheit erleben.
D i e  Z u s i c h e r u n g  d e r
„Allgemeinen Erklärung der
Menschenrechte“ bleibt des-
halb umso mehr für Jugendver-
b ä n d e  e i n e  e i n d e u t i g e
Verpflichtung und zugleich ei-
ne Herausforderung, wo es
heißt:  „Alle Menschen sind
frei und gleich an Würde gebo-
ren. Sie sind mit Vernunft und
Gewissen begabt und sollen
einander im Geiste der Brüder-
lichkeit begegnen“.
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Bock auf Wa(h)l!

Rechtsextremismus
ist keine

demokratische
Alternative

Rechtsextreme Parteien wie
die NPD zeigen die Welt ganz
einfach: Gut und Böse stehen
für ihr völkisches und rassisti-
sches Weltbild. Das Schema
heißt: „Deutschland zuerst“.

Die Idealisierung der eigenen
Gruppe aber setzt die Abwer-
tung anderer voraus. Abgewer-
tet werden Ausländer und an-
dere Gruppen unserer Gesell-
schaft, beispielsweise Homo-
sexuelle, Obdachlose und Lin-
ke, deren Lebensstile nicht
den Idealvorstellungen des
„starken Deutschen“ entspre-
chen. Diese Weltsicht bedeutet
das Ende der Individualität und
der Besonderheiten eines je-
den Menschen.

Die rassistische Ideologie geht
von einer biologischen Wertig-
keit verschiedener Gruppen
aus. Dazu zählt auch das Frau-
enbild rechter Parteien. Dieses
basiert auf der Ansicht, dass
die traditionell unterschiedli-
chen Rollen von Mann und
Frau auf einer „natürlichen
Ungleichheit“ beruhen und

entsprechend aufrechtzuerhal-
ten sind. Die Frau soll sich so
wieder auf ihre Rolle als Ehe-
frau und Mutter konzentrieren.

Untersuchungen rechter Ideo-
logien haben ferner gezeigt,
dass sich feindselige Einstel-
lungen zumeist nicht nur auf
eine Gruppe beschränken,
sondern gruppenübergreifend
wirken: Sind es heute Migran-
ten, Homosexuelle, Obdachlo-
se und Linke, können zukünftig
weitere Gruppen in das Visier
der rechtsextremer Parteien
geraten und entsprechend ab-
gewertet werden. Es ist fast
unmöglich abzuschätzen, wer
das nächste Opfer sein wird.
Jedes Merkmal einer Person
kann zur Ausgrenzung heran-
gezogen werden - vielleicht
sind es morgen die Leute mit
roten Haaren oder Überge-
wichtige. Und eines ist gewiss:
Wen rechtsextreme Parteien
zu ihrem Feind erklären - diese
Menschen sind in der Regel
schutzlos.

Die Wahl
rechtsextremer

Parteien
- eine gefährliche

Sackgasse



„Ausländer, Ausländer und
noch mehr Kriminalität!“
Die Argumentation rechtsextre-
mer Parteien soll Ängste wec-
ken und den Wunsch, Fremdes
und „Unnormales“ auszuschlie-
ßen, hervorrufen. Dies gilt z.B.
für die Behauptung, dass die
ausländische Bevölkerung für
die „Kriminalitätsexplosion“
(Flugblatt der NPD) verantwort-
lich sei. Solche Aussagen basie-
ren auf Zahlen der polizeilichen
Kriminalstatistik. Hier wird aber
nur darstellt, welche Personen
angezeigt wurden - nicht ob
diese Personen die Straftat tat-
sächlich begangen haben. Ver-
schiedene wissenschaftliche
Untersuchungen haben ge-
zeigt, dass Migranten zwar häu-
figer angezeigt werden, tat-
sächlich aber nicht straffälliger
sind als der Rest der Bevölke-
rung. Entsprechend sind in den
Kriminalstatistiken mehr Aus-
länder als Deutsche aufgeführt.
Darin spiegeln sich jedoch eher
die Ängste in der deutschen Be-
völkerung als die reale kriminel-
le Bedrohung durch Zuwande-
rung wider.
Die Behauptung, von der zuge-
wanderten Bevölkerung gehe
eine stärkere Kriminalitätsbela-
stung aus, relativiert sich zu-
dem, wenn man berücksichtigt,
dass nicht die ethnische Her-
kunft, sondern der Einfluss an-

derer Faktoren, wie z.B. Alter,
Bildung, Beruf und Einkommen
maßgeblich für die Kriminali-
tätsbelastungsziffern sind.

Schließlich zeigt die alltägliche
rechte Gewalt gegen Minder-
heiten - eine Folge der Angst-
und Ungleichheitsideologien -
dass der Schutz vor Kriminalität
wohl nur für Deutsche gilt, die
dem Bild der Rechten entspre-
chen: Wer davon abweicht darf
nach diesem rassistischen
Weltbild zum Opfer gemacht
werden. Damit läuft die rechte
Argumentation, hohe Krimina-
litätsraten bekämpfen zu wol-
len, ins Leere …

Migranten, eine soziale
Belastung?
Parteien wie die NPD oder die
sogenannten Republikaner
machen immer wieder darauf
aufmerksam, dass die in
Deutschland lebenden Migran-
ten eine Belastung für das so-
ziale Netz seien und auf
„Kosten der Deutschen“ leben,
die wirtschaftlichen Entwicklun-
gen des Landes drosseln und
die Arbeitslosigkeitsquote er-
höhen würden. Ist das wirklich
so? Vergleichen wir die Summe
der von ZuwanderInnen er-
brachten Sozialabgaben und
Steuern mit der von ihnen in
Anspruch genommenen Sozial-
leistungen, zeigt sich, dass  ihre
Abgaben überwiegen.

Und die Argumente
der Rechtsextremen?

Damit trägt die zugewanderte
Bevölkerung zum wirtschaftli-
chen Wachstum und zum Wohl-
stand Aller bei.

Zuviele Migranten!
Ein Thema, das immer wieder
diskutiert wird, ist der Anteil
der in Deutschland lebenden
Migranten. Rechtsextreme Par-
teien sprechen häufig von einer
„Ausländerflut“ (Flugblatt NPD)
und einer damit verbundenen
B e d ro h u n g  u n d  „ Ü b e r-
fremdungsgefahr“. Hier spricht
die rechtsextreme Partei die
Ängste vieler Menschen an. So
vertraten 96% der Wähler, die
bei den Landtagswahlen in
Sachsen 2004 der NPD ihre
Stimme gegeben hatten, die
Ansicht, dass von den in
Deutschland lebenden Migran-
ten eine solche Gefahr ausgin-
ge. Der Prozentanteil von Ein-
wanderInnen in Sachsen
beträgt allerdings nur 2,8%!
Umgekehrt zeigt sich in aktuel-
len Untersuchungen, dass sich
Deutsche umso weniger ableh-
nend gegenüber Migranten äu-
ßern, je höher deren Anteil in
ihrem Lebensumfeld ist. Denn
hier werden freundschaftliche
Kontakte zwischen Deutschen
und Migranten ermöglicht, was
den Abbau von Vorurteilen und
negativen Gefühlen in der Be-
völkerung fördert. Daran zeigt
sich einmal mehr, dass rechts-
extreme Parteien die Ängste
der Bevölkerung ausnutzen,
um ihre Ziele durchzusetzen.

Soziale Gerechtigkeit, die kei-
ne ist…
Rechtsextreme Parteien wie die
NPD geben vor, sich für soziale
Gerechtigkeit einzusetzen - in
ihrem völkischen Denken ist
damit die Bevorzugung von
Deutschen gemeint. Vor allem
angesichts hoher Arbeitslosig-
keit und wirtschaftlicher Krisen
zielen rechtsextreme Parteien
auf die Ängste der Bevölke-
rung. Eine wirkliche Lösung, um
gesellschaftliche Krisen zu
überwinden, besitzen sie je-
doch nicht. In ihren Wahlkämp-
fen hat sich z.B. die NPD vor-
geblich für soziale Gerechtig-
keit eingesetzt und die Reform
„Hartz IV“ als „Armut per
Gesetz“ (Flugblatt NPD) beti-
telt. So auch während des
Landtagswahlkampfes 2004 in
Sachsen, was schließlich den
Einzug in den Landtag brachte.
In der Folge wurde das Thema
„Hartz IV“ von der NPD nicht
mehr angesprochen. In den
Fachausschüssen schwieg sie
und Anträge wurden nie ge-
stellt.
Mittlerweile gesteht die sächsi-
sche Fraktion der NPD offen ein,
dass die Folgen von „Hartz IV“
„nicht so schlimm geworden“
sind, wie im Wahlkampf propa-
giert. Das Beispiel zeigt, dass
rechtsextreme Parteien ihre
Themen nach wahltaktischen
Gründen aussuchen und außer
der irrigen Forderung nach ei-
n e m  „ D e u t s c h l a n d  f ü r
Deutsche“ nicht viel zu bieten
haben.

Die Wahl einer rechtsextremen
Partei führt zwangsläufig in
eine gefährliche Sackgasse.
Die Parteien des rechtsextre-
men Spektrums sind keine Al-
ternative zu demokratischen
Parteien, sondern sie fordern
eine brutale Gesellschaftsord-
nung, die auf einer rassisti-
schen Weltsicht fußt. Migran-
ten, Obdachlose, Homo-
sexuelle und andere als schwä-
cher angesehenen Gruppen
werden zu Feinden erklärt und
entsprechend bekämpft. Frau-
en sollen sich wieder stärker
auf ihre Rolle als Frau und Mut-
ter konzentrieren und damit
die errungenen Rechte gegen-
über Männern erneut preisge-
ben. Welche Gruppen zukünf-
tig noch zum Feind rechts-
extremer Parteien erklärt wer-
den, ist derzeit noch ungewiss.

Sicher ist aber, dass es um
Menschen geht, die von ihren
„deutschen“ Ansichten abwei-
chen. Damit fordern rechtsex-
treme Parteien die Aufhebung
der Besonderheiten und Ver-
schiedenheiten von Menschen,
also die Unterordnung unter
das „Deutsche“ und letztend-
lich das Ende der Demokratie.
Das alles sind keine verstaub-
ten Ideen des Nationalsozialis-
mus, sondern die realen Forde-
r u n g e n  r e c h t s e x t r e m e r
Parteien, insbesondere der
NPD, nachzulesen in ihren Par-
teiprogrammen.

Wir in den Jugendverbänden
bleiben aktiv gegen Gewalt,
Rassismus und Antisemitis-
mus.
Jugendverbände sind weltof-
fen.

Ein Fazit
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